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Drucksache YI/1125 


Kleine Anfrage 

des Abgeordneten Vogel und der Fraktion 
der CDU/CSU 

betr. Sicherung ausreichender ärztlicher Hilfe für 
Schwerverletzte bei Auslandsreisen 


Laut Meldung der „Westfälischen Nachrichten"' vom 1. Septem- 
ber 1970 wurden der Abiturient Friedhelm Herrmann aus Ander- 
nach und der Jura-Student Polumski aus Koblenz nach einem 
Autounfall in der Nähe von Helsingborg in Schweden trotz 
erheblicher Verletzungen nicht im Hospital auf genommen, weil 
sie die geforderten 220 DM pro Mann und Tag im Krankenhaus 
nicht bezahlen konnten und eine Vereinbarung zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Schweden über die Sicherung 
ausreichender ärztlicher Hilfe für Schwerverletzte, wie sie zwi- 
schen Großbritannien und Schweden getroffen worden ist, nicht 
besteht. Das deutsche Generalkonsulat in Malmö soll den bei- 
den Touristen lediglich den Rat gegeben haben, telegraphisch 
aus Deutschland Geld anzufordern. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist der Bundesregierung der geschilderte Fall bekannt, und 
wie stellt sich nach ihren Feststellungen der Sachverhalt 
dar? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, die erforderlichen Schritte 
zum Abschluß eines Abkommens mit Schweden einzuleiten, 
durch das in jedem Fall die ausreichende ärztliche Hilfe für 
Schwerverletzte gesichert wird? 

3. Besteht ein Bedürfnis zum Abschluß entsprechender Abkom- 
men mit anderen europäischen Ländern, um welche Länder 
handelt es sich, und ist die Bundesregierung bereit, auch mit 
diesen Ländern ein solches Abkommen anzustreben? 
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4. Trifft es zu, daß das deutsche Generalkonsulat in Malmö die 
beiden Touristen mit dem Ratschlag abgespeist hat, tele- 
graphisch aus Deutschland Geld anzufordern? 

5. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um sicherzu- 
stellen, daß die konsularischen Vertretungen der Bundes- 
republik Deutschland im Ausland in derartigen Fällen wirk- 
same Hilfe leisten? 


Bonn, den 3. September 1970 


Vogel 

Baron von Wrangel und Fraktion 



